
Stadt Willebadessen 
-Der Bürgermeister- 
 

 

 

 
 

Berichtigungsbekanntmachung der Bekanntmachung vom 
08. Januar 2026 

 

 

Die Stadt Willebadessen berichtigt hiermit die Bekanntmachung der Satzung über die 

Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme von Kindern am Betreuungsangebot 

"Schule von acht bis eins" und der offenen Ganztagsgrundschule an den Schulen im 

Primarbereich der Stadt Willebadessen vom 08. Januar 2026. 

 

Berichtigung: 

Die dort als "1. Änderung vom 01.08.2026" bezeichnete Satzungsänderung ist richtig 

als "2. Änderung vom 01.08.2026" zu bezeichnen. 

 

Begründung: 

Die Grundsatzung vom 23.06.2023 (Ratsbeschluss vom 22.06.2023, in Kraft seit 

01.08.2023) wurde bereits durch Ratsbeschluss vom 24.08.2023 geändert (1. 

Änderung, in Kraft getreten am 01.09.2023). Die am 08.01.2026 bekannt gemachte, 

zum 01.08.2026 in Kraft getretene Änderung ist somit tatsächlich die zweite Änderung 

dieser Satzung. Die fehlerhafte Zählung war ein redaktionelles Versehen und ändert 

nichts an der Gültigkeit und Wirksamkeit der Satzung. 

 

 

Willebadessen, den 22.09.2026 
 
gez. 
Norbert Hofnagel 
Bürgermeister 

  

 



Satzung 
über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme von Kindern am 

Betreuungsangebot „Schule von acht bis eins“ und der 
offenen Ganztagsgrundschule an den Schulen 

im Primärbereich der Stadt Willebadessen 
vom 23.06.2023 

 
2. Änderung vom 01.08.2026 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 270), der 
§ 1, 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. 1969 S. 712), des § 9 des Schulge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung vom 15. Februar 2005 (GV 
NRW S. 102) und des § 5 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kin-
dern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. De-
zember 2019 (GV NRW S. 894) hat der Rat der Stadt Willebadessen in seiner Sit-
zung am 11.12.2025 folgende Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen be-
schlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Das Betreuungsangebot „Schule von acht bis eins“ stellt ein verlässliches, pä-

dagogisches Halbtagsangebot an Schulen der Primarstufe dar. Der Zeitrah-
men des Betreuungsangebotes „Schule von acht bis eins“ erstreckt sich unter 
Einschluss der allgemeinen Unterrichtszeit an allen Unterrichtstagen in der 
Regel mind. bis 13 Uhr. In den Schulferien findet nur zum Teil Betreuung statt. 
(s. Anlage zu § 3 Abs. 2 dieser Satzung) 
 

(2) Das Betreuungsangebot „Schule von acht bis eins“ gilt als schulische Veran-
staltung. 
 

(3) Die Stadt Willebadessen ist Träger der OGS an den Grundschulen im Stadt-
gebiet Willebadessen. 
 

(4) Der Zeitrahmen erstreckt sich unter Einschluss der allgemeinen Unterrichtszeit 
in der Regel an allen Unterrichtstagen von spätestens 8.00 bis 16.00 Uhr, bei 
Bedarf auch länger, mindestens aber bis 15.00 Uhr. 
 

(5) Es besteht kein Rechtsanspruch auf Besuch der „Schule von acht bis eins“. 
Für den Besuch der OGS besteht, mit Beginn des Schuljahres 2026/2027, ein 
Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz. Dieser betrifft zunächst die Erst-
klässler und wird in den folgenden Jahren bis zum Schuljahr 2029/2030 auf al-
le Grundschuljahre ausgeweitet. 
 

(6) Art und Umfang der Inanspruchnahme der „Offenen Ganztagsgrundschule“ 
werden durch die Schulleiterin/den Schulleiter im Einvernehmen mit dem 
Schulträger festgelegt. 
 



  

(7) Im Zusammenhang mit dem Betrieb der „Offenen Ganztagsgrundschule“ er-
hebt die Stadt Willebadessen gem. § 3 dieser Satzung einen sozial gestaffel-
ten Elternbeitrag. 

 
§ 2 

Anmeldung 
 

(1) Die Anmeldung zur „Schule von acht bis eins“ und OGS hat schriftlich von den 
Erziehungsberechtigten zu erfolgen.  
 

(2) Die endgültige Entscheidung über die Aufnahme in die „Schule von acht bis 
eins“ und OGS trifft die Schule in Absprache mit der Leitung des Betreuungs-
angebotes. Es werden nur Kinder aufgenommen, soweit freie Plätze vorhan-
den sind. Ab dem Schuljahr 2026/2027 gibt es einen gesetzlichen Anspruch 
auf einen OGS-Platz. Dieser betrifft zunächst nur die Erstklässler und wird in 
den folgenden Jahren bis zum Schuljahr 2029/2030 auf alle Grundschuljahre 
ausgeweitet. Für Kinder die keinen gesetzlichen Anspruch haben, erfolgt die 
Platzvergabe in der Übergangszeit, weiterhin nach den ausgewerteten Kriteri-
enbögen. 
 

(3) Mit der Anmeldung erkennen die Erziehungsberechtigten die Bedingungen 
dieser Satzung an. 
 

(4) Die Anmeldungsfrist endet am 15.02. des jeweiligen Jahres. 
 

(5) Unterjährige Anmeldungen sind nur in begründeten Ausnahmefällen (z.B. Zu-
züge, unvorhersehbare Förder- und Betreuungsbedarfe) jeweils zum 01. eines 
Monats möglich.  

 
§ 3 

Höhe des Elternbeitrages 
 

(1) Für die Teilnahme am Betreuungsangebot „Schule von acht bis eins“ und der 
OGS erhebt die Stadt Willebadessen öffentlich-rechtliche Elternbeiträge. 
 

(2) Die Höhe der Elternbeiträge sind der Anlage zu dieser Satzung zu entnehmen. 
 

(3) Besuchen mehrere Kinder einer Familie zur gleichen Zeit die „Schule von acht 
bis eins“ oder die OGS, fallen für das erste Geschwisterkind 50 % der Kosten 
des vollen Beitrages an, alle weiteren Geschwisterkinder sind beitragsfrei.  
 

(4) Die Eltern können selber entscheiden ob sie ihren Kindern ein „zweites Früh-
stück“ mitgeben oder ob ein Vertrag mit dem jeweils aktuell liefernden Caterer 
abgeschlossen wird. Die Mitarbeiter der OGS stellen sicher, dass die Kinder, 
die ein „zweites Frühstück“ mitbringen sollten, dieses auch dabeihaben. Wird 
festgestellt, dass dreimal kein Essen mitgebracht wurde, wird ein Vertrag mit 
dem Caterer verpflichtend. 
 

(5) Für die „Schule von acht bis eins“ ist die Teilnahme am Mittagessen nicht 
möglich. 
 



  

(6) Bei der Anmeldung des Kindes zur OGS und danach auf Verlangen haben die 
Eltern der Stadt Willebadessen schriftlich anzugeben und nachzuweisen, wel-
che Einkommensgruppe gem. der Anlage zu § 3 Abs. 2 ihren Elternbeiträgen 
zugrunde zu legen ist. Ohne Angaben zur Einkommenshöhe oder ohne den 
geforderten Nachweis ist der höchste Elternbeitrag zu leisten. 

 

§ 4 
Beitragszeitraum, Fälligkeit, Vollstreckung 

 
(1) Beitragszeitraum ist das Schuljahr (01.08. bis 31.07.), unabhängig von der tat-

sächlichen Inanspruchnahme des Betreuungsangebotes „Schule von acht bis 
eins“ und der OGS. 
 

(2) Über die Höhe und Fälligkeit der Beiträge wird den Erziehungsberechtigten ein 
schriftlicher Bescheid zugestellt. Der Beitrag ist jeweils am Ersten des Kalen-
dermonats fällig (erstmalig am 01.08. des laufenden und letztmalig am 01.07. 
des Folgejahres). Die Beitragspflicht besteht für das gesamte Schuljahr, ein-
schließlich der Ferien, auch wenn in den Ferien keine Betreuung stattfindet. 
Die Beiträge sind für jeden angefangenen Monat zu zahlen. Wird ein Kind im 
laufenden Schuljahr in die Betreuung „Schule von acht bis eins“ oder OGS 
aufgenommen, so beginnt die Beitragspflicht mit dem Ersten des Monats, in 
dem der Betreuungsplatz dem Kind zur Verfügung gestellt wird. 
 

(3) Rückständige Elternbeiträge werden im Verwaltungszwangsverfahren beige-
trieben. Maßgebend hierfür sind die Bestimmungen des Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes NRW in der jeweils geltenden Fassung. 

 
§ 5 

Beitragspflichtige 
 

(1) Beitragspflichtige sind die Eltern oder die diesen rechtlich gleichgestellten 
Personen im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 6 SGB VIII, mit denen das Kind zu-
sammenlebt. Lebt das Kind mit nur einem Elternteil zusammen, so tritt dieses 
an die Stelle der Eltern. Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pfle-
geeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommenssteuergesetz gewährt 
oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die diese Leistung erhalten, an 
die Stelle der Eltern. 
 

(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 6 
Berechnung des Elternbeitrages für die OGS 

 
(1) Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die Summe der positiven Einkünfte 

der Eltern im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes. Ein 
Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zu-
sammenveranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. Dem Einkommen im Sinne 
des Satzes 1 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur 
Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen, insbe-
sondere auch Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch II/XII, für die Eltern und 



  

das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. Das Kinder-
geld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften und 
das Erziehungsgeld nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz sind nicht hinzu-
zurechnen.  
Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder auf-
grund der Ausübung eines Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den 
Fall des Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle 
eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzu-
versichern, dann ist dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen ein Be-
trag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder 
aufgrund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. Für das dritte und je-
des weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 Einkommensteuergesetz zu ge-
währenden Freibeträge von dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen 
abzuziehen. 
 

(2) Maßgebend ist das Einkommen in dem der Abgabe vorangegangenen Kalen-
derjahr. Abweichend von Satz 1 ist das Zwölffache des Einkommens des letz-
ten Monats zugrunde zu legen, wenn es voraussichtlich auf Dauer höher oder 
niedriger ist als das Einkommen des vorangegangenen Kalenderjahres; wird 
das Zwölffache des Einkommens des letzten Monats zugrunde gelegt, so sind 
auch Einkünfte hinzuzurechnen, die zwar nicht im letzten Monat bezogen 
wurden, aber im laufenden Jahr anfallen. Der Elternbeitrag ist ab dem Kalen-
dermonat nach Eintritt der Änderung neu festzusetzen.  
 

(3) Soweit Monatseinkommen nicht bestimmbar sind, ist abweichend von Satz 2 
auf das zu erwartende Jahreseinkommen abzustellen. Änderungen der Ein-
kommensverhältnisse, die zur Zugrundelegung einer höheren Einkommens-
gruppe führen können, sind unverzüglich anzugeben. 
 

(4) Die Elternbeiträge werden von der Stadt Willebadessen erhoben. Zu diesem 
Zweck teilen die Eltern oder die jeweilige Schule die Namen, Anschriften, Ge-
burtsdaten sowie die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie die ent-
sprechenden Angaben der Eltern unverzüglich mit. 
 

(5) Die Verpflichtung zur Zahlung des Elternbeitrages entsteht mit der freiwilligen 
Anmeldung des Kindes zur Teilnahme an der offenen Ganztagsgrundschule. 

 

§ 7 
Beitragsermäßigung /-befreiung 

 
(1) Der Beitrag kann auf Antrag für die Zukunft ganz oder teilweise erlassen oder 

vom Träger der öffentlichen Jungendhilfe übernommen werden, wenn die Be-
lastung den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist (analoge Anwendung 
des § 51 Abs. 1 KiBiz i.V.m. § 90 Abs. 4 SGB VIII). Nicht zuzumuten sind Kos-
tenbeiträge immer dann, wenn Eltern oder Kinder Leistungen zur Sicherung 
des Lebensunterhaltes nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II), 
Leistungen nach dem dritten und vierten Kapitel des Sozialgesetzbuches 
Zwölftes Buch (SGB XII) oder Leistungen nach §§ 2 und 3 des Asylbewerber-
leistungsgestzes oder Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz erhalten. 
 



  

(2) Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 87 und 
88 des Zwölften Sozialgesetzbuches entsprechend. 

 
§ 8 

Abmeldung, Ausschluss 
 

(1) Der Vertrag für die „Schule von acht bis eins“ und OGS endet mit Beendigung 
des Abschlusses der 4. Klasse der Grundschule.  
 

(2) Eine vorzeitige, unterjährige Abmeldung für die „Schule von acht bis eins“ 
durch die Eltern kann mit einer Frist von vier Wochen jeweils zum Ersten ei-
nes Monats erfolgen. 
 

(3) Eine Abmeldung für die OGS ist nur zum jeweiligen Schuljahresende möglich. 
Der Vertrag ist nur bei Vorliegen wichtiger Gründe (z.B. Schulwechsel, Um-
zug, o.ä.) ausnahmsweise mit einer Frist von einem Monat zum Ende des 
Monats durch den/die Erziehungsberechtigten kündbar. 
 

(4) Die Kündigung durch den Träger ist möglich, wenn 
-  der Elternbeitrag trotz schriftlicher Aufforderung nicht gezahlt wird, 
 
- das Kind länger als zwei Wochen unentschuldigt fehlt, 
 
- das Kind nach Auffassung aller Beteiligten (Personal der Gruppe, Leh-

rer, Träger) in der Einrichtung nicht mehr betreut werden kann, 
 
- unrichtige Angaben bei der Anmeldung des Kindes in die „Schule von 

acht bis eins“ gemacht worden sind, 
 
- sich die persönlichen Verhältnisse, die zur Aufnahme des Kindes in die 

„Schule von acht bis eins“ geführt haben, geändert haben, 
 
- die Finanzierung der „Schule von acht bis eins“ durch das Land nicht 

mehr gewährleistet ist. 
 

§ 9 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Satzung ganz oder teilweise rechtsunwirksam 
oder undurchführbar sein oder nach Inkrafttreten werden, so wird dadurch die Gültig-
keit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. An die Stelle der unwirksamen oder 
undurchführbaren Bestimmungen soll diejenige wirksame und durchführbare Rege-
lung treten, deren Wirkungen der Zielsetzungen am nächsten kommen. Die vorste-
henden Bestimmungen gelten entsprechend für den Fall, dass sich die Satzung als 
lückenhaft erweist. 
 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 01.08.2026 in Kraft. 



  

Anlage zu § 3 Abs. 5 der Satzung 
 
Für die „Schule von acht bis eins“ wird ein Pauschalbetrag von 40,00 € pro Monat ab 
dem 01.08.2026 und in Höhe von 50,00 € ab dem 01.08.2027 erhoben. Für das erste 
Geschwisterkind werden 50 % des Pauschalbetrages erhoben, jedes weitere Ge-
schwisterkind ist frei.  
 
Für die OGS wird ein monatlicher Beitrag entsprechend des Einkommens der Bei-
tragspflichtigen erhoben. Für das erste Kind ist der volle Betrag zu leisten, für das 
zweite Kind sind 50 % des vollen Beitrages zu leisten, jedes weitere Geschwisterkind 
ist frei. 
 
OGS-Beitrag 
 

Stufe Jahresbruttoeinkommen Jahresbeitrag/monatl. Beitrag  

1 bis 30.000 € 0,00 € 

2 bis 35.000 € 480,00 € / 40,00 € 

3 bis 40.000 € 720,00 € / 60,00 € 

4 bis 45.000 € 960,00 € / 80,00 € 

5 bis 50.000 € 1.200,00 € / 100,00 € 

6 bis 60.000 € 1.440,00 € / 120,00 € 

7 bis 70.000 € 1.680,00 € / 140,00 € 

8 bis 80.000 € 1.860,00 € / 155,00 € 

9 bis 90.000 € 2.040,00 € / 170,00 € 

10 bis 100.000 € 2.220,00 € / 185,00 € 

11 bis 125.000 € 2.400,00 € / 200,00 € 

12 über 125.000 € 2.640,00 € / 220,00 € 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Betreuungszeiten in den 
Ferien 

3 Wochen in den 
Sommerferien 
1 Woche in den Weih-
nachtsferien 

In den Oster- und Herbst-
ferien findet die Betreu-
ung nach Bedarf statt 

Zusätzlicher Elternbeitrag 
für Kinder der „Schule 
von acht bis eins“ 

25,00 € pro Woche Bei Bedarf 25,00 € pro 
Woche 



  

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit gem. § 7 Abs. 4 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in Ver-
bindung mit der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem 
Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung-BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV NRW 
S. 516) in den jeweils zurzeit geltenden Fassungen öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und / oder Form-
vorschriften der Gemeindeordnung für das Land NRW (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- und / oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
 
Willebadessen, den 08.01.2026 
 
gez. 
Norbert Hofnagel 
Bürgermeister 
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